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(Bayerische Kompensationsverordnung - BayKompV)

Vom 7. August 2013
 

Zum 02.09.2014 aktuellste verfügbare Fassung der Gesamtausgabe

 

Auf Grund von Art. 55 Nr. 2 der Verfassung des Freistaates Bayern in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Dezember 1998 (GVBl S. 991, BayRS 100-1-I), zuletzt geändert durch Gesetze vom 10. Novem-
ber 2003 (GVBl S. 816, 817), Art. 8 Abs. 2 und 3 Nrn. 1 und 2 des Gesetzes über den Schutz der Natur,
die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz - Bay-
NatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl S. 82, BayRS 791-1-UG), geändert durch § 2 Abs. 19 des Geset-
zes vom 8. April 2013 (GVBl S. 174), und § 17 Abs. 11 Satz 1 des Gesetzes über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl I S. 2542), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 Abs. 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBl I S. 1482), erlässt die Bayerische Staats-
regierung folgende Verordnung:
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Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich

 (1)  1 Diese Verordnung findet Anwendung auf Eingriffe im Sinn von § 14 Abs. 1, § 17 Abs. 1 des Bundes-
naturschutzgesetzes (BNatSchG) und Art. 6 Abs. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG).
 2 Auf Eingriffe nach Art. 6 Abs. 2 BayNatSchG findet sie Anwendung, wenn ein Genehmigungsverfahren
nach § 17 Abs. 3 BNatSchG durchgeführt wird oder die Eingriffe in ihren Auswirkungen den in Satz 1 ge-
nannten Eingriffen entsprechen.

 (2) Die Verordnung findet keine Anwendung auf

1. Bauleitpläne und Satzungen im Sinn von § 18 Abs. 1 BNatSchG,

 

2. Vorhaben im Sinn von § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG,

 

3. immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Windkraftanlagen,

 

4. den Waldwegebau,

 

5. die Festlegung von Ausgleichsmaßnahmen

a) zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ nach § 34 Abs. 5 BNatSchG,

 

b) nach § 44 Abs. 5 Satz 3 und § 45 Abs. 7 BNatSchG,

 

c) nach dem Waldgesetz für Bayern.
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§ 2
Grundsätze der Kompensation

 (1)  1 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Sinn des § 15 Abs. 2 BNatSchG sowie Maßnahmen nach den
Teilen 4 und 5 setzen voraus, dass sie

1. eine Aufwertung für Naturhaushalt und Landschaftsbild bewirken,

 

2. nach Maßgabe des § 10 zur Verfügung stehen, solange der Eingriff wirkt,

 

3. ohne anderweitige rechtliche Verpflichtung durchgeführt werden,

 

4. ohne Inanspruchnahme öffentlicher Fördermittel durchgeführt werden und

 

5. Programmen und Plänen nach §§ 10 und 11 BNatSchG nicht widersprechen.

 

 2 Eine rechtliche Verpflichtung im Sinn von Satz 1 Nr. 3 besteht auch dann, wenn die Maßnahme im
Rahmen der guten fachlichen Praxis nach Art. 6 Abs. 4 BayNatSchG oder auf Grund der öffentlich-recht-
lichen Verpflichtung zur Unterhaltung der Gewässer erforderlich ist.  3 Eine Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahme kann anerkannt werden, wenn das Gesamtvorhaben als solches teilweise oder vollständig durch
die öffentliche Hand gefördert wird und die Förderung die Vornahme der naturschutzrechtlichen Maß-
nahme lediglich mitumfasst.

 (2) Festlegungen von

1. Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen für Gebiete im Sinn von § 20 Abs. 2 Nrn. 1 bis
4 und 7 BNatSchG und in Bewirtschaftungsplänen nach § 32 Abs. 5 BNatSchG,

 

2. Maßnahmen zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ nach § 34 Abs. 5
BNatSchG,

 

3. artenschutzrechtlichen Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 Satz 3 und § 45 Abs. 7 BNatSchG,

 

4. Maßnahmen in Maßnahmeprogrammen im Sinn des § 82 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)

 

stehen der Anerkennung solcher Maßnahmen als Ausgleichs-, Ersatz- oder Ökokontomaßnahmen nicht
entgegen.

Teil 2

Eingriffsermittlung

§ 3
Wirkraum

   1 Die Auswirkungen des Eingriffs werden im Wirkraum erfasst.  2 Der Wirkraum umfasst den durch den
Eingriff betroffenen Raum, in dem sich anlage-, bau- und betriebsbedingte Wirkungen im Sinn des § 14
Abs. 1 BNatSchG ergeben können.

§ 4
Erfassung und Bewertung des Ausgangszustands

 (1) Im Wirkraum ist der tatsächliche Ausgangszustand von Natur und Landschaft

1. mit den Schutzgütern des Naturhaushalts
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a) Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensräume (Arten und Lebensräume),

 

b) Boden,

 

c) Wasser,

 

d) Klima und Luft,

 

sowie dem Wirkungsgefüge zwischen ihnen und

 

2. dem Schutzgut Landschaftsbild

 

unter Berücksichtigung der durch das Vorhaben zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen zu er-
fassen und hinsichtlich ihrer Leistungs- und Funktionsfähigkeit zu bewerten.

 (2) Bei der Erfassung des jeweiligen Schutzguts sind insbesondere die in Anlage 1 aufgeführten Funk-
tionen und Erfassungskriterien heranzuziehen.

 (3)  1 Das Schutzgut Arten und Lebensräume wird nach seiner Leistungs- und Funktionsfähigkeit für Na-
tur und Landschaft wie folgt bewertet:

1. Flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen sind zunächst nach Anlage 2.1 in die
vier Kategorien „hoch“, „mittel“, „gering“ oder „keine naturschutzfachliche Bedeutung“ einzustu-
fen und innerhalb der jeweils gefundenen Kategorie nach Anlage 3.1 Spalte 2 mit Wertpunkten
zu versehen.

 

2. Nicht flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen sind verbal argumentativ nach
Anlage 2.1 Spalte 3 zu bewerten.

 

 2 Das Schutzgut Landschaftsbild und die weiteren Schutzgüter werden verbal argumentativ anhand der
Anlagen 2.2 und 2.3 bewertet.

§ 5
Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen von Eingriffen

 (1) Zur Ermittlung der Auswirkungen des Eingriffs sind die zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigun-
gen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbilds durch den Ein-
griff zu ermitteln und zu bewerten.

 (2)  1 Die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen ergibt sich aus den Funktionsausprägungen der Schutz-
güter gemäß § 4 sowie der Stärke, Dauer und Reichweite (Intensität) der bau-, anlage- und betriebsbe-
dingten Wirkungen des Vorhabens.  2 Eingriffe sind nicht erheblich, wenn zu erwarten ist, dass sich die
beeinträchtigten Funktionen der Schutzgüter innerhalb einer Frist von drei Jahren nach Inanspruchnah-
me auf der betroffenen Fläche selbstständig wiederherstellen und nach Ablauf dieser Frist keine nach-
haltigen negativen Auswirkungen auf die Funktionen der Schutzgüter verbleiben.

 (3)  1 Die Intensität vorhabensbezogener Wirkungen wird für das Schutzgut Arten und Lebensräume wie
folgt bewertet:

1. Die Beeinträchtigung flächenbezogen bewertbarer Merkmale und Ausprägungen ist nach Anlage
3.1 Spalte 3 einzustufen.

 

2. Die Beeinträchtigung nicht flächenbezogen bewertbarer Merkmale und Ausprägungen ist verbal
argumentativ zu bewerten.
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 2 Die Beeinträchtigung aller weiteren Schutzgüter wird verbal argumentativ bewertet.

§ 6
Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen

 (1) Vorrangig sind erhebliche bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen von Natur und
Landschaft gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.

 (2) Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild sind al-
le zumutbaren Maßnahmen, die das Eintreten erheblicher Beeinträchtigungen ganz oder teilweise ver-
hindern (Vermeidungsmaßnahmen).

§ 7
Kompensationsbedarf

 (1) Der Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Kompensationsbedarf) ergibt sich unter Berück-
sichtigung der zu treffenden Vermeidungsmaßnahmen aus einem wertenden Vergleich der Natur und
Landschaft vor und nach dem Eingriff.

 (2)  1 Der Kompensationsbedarf für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des
Schutzguts Arten und Lebensräume wird rechnerisch gemäß Anlage 3.1 ermittelt.  2 Der ergänzende
Kompensationsbedarf für nicht flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des Schutz-
guts Arten und Lebensräume wird verbal argumentativ bestimmt.

 (3)  1 Im Regelfall werden die Funktionen der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und Luft durch die Kom-
pensationsmaßnahmen für das Schutzgut Arten und Lebensräume abgedeckt.  2 Dies ist zu begründen.
 3 Andernfalls wird der ergänzende Kompensationsbedarf verbal argumentativ ermittelt.

 (4) Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut Landschaftsbild wird verbal argumentativ ermittelt.

 (5)  1 Konkrete Auswirkungen eines Eingriffs, die eine Aufwertung von Schutzgütern bewirken, werden
entsprechend Abs. 1 bis 3 berücksichtigt und reduzieren den Kompensationsbedarf.  2 Dies gilt insbeson-
dere auch für ökologisch aufwertende, natürliche oder naturnahe Maßnahmen des Hochwasserschutzes.

Teil 3

Realkompensation

§ 8
Umfang und Auswahl von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

 (1)  1 Der Kompensationsumfang für flächenbezogen bewertbare Merkmale und Ausprägungen des
Schutzguts Arten und Lebensräume wird gemäß Anlage 3.2 ermittelt.  2 Der in Wertpunkten ermittelte
Kompensationsumfang dieses Schutzguts muss dem in Wertpunkten ermittelten Kompensationsbedarf
entsprechen.

 (2)  1 Der ergänzend erforderliche Kompensationsumfang für nicht flächenbezogen bewertbare Merkma-
le und Ausprägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume sowie für die weiteren Schutzgüter wird
verbal argumentativ bestimmt.  2 Er ist bei der Bemessung des gesamten Kompensationsumfangs zu be-
rücksichtigen und im Hinblick auf die jeweiligen Funktionen darzulegen.

 (3)  1 Entsprechend dem ermittelten Kompensationsumfang sind gemäß § 15 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BNa-
tSchG geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festzulegen.  2 Ist bei Ersatzmaßnahmen eine funk-
tionale Kompensation nicht möglich, können die erheblichen Beeinträchtigungen durch gleichwertige
andere Funktionen möglichst mit Wechselwirkungen zu den beeinträchtigten Funktionen ersetzt wer-
den.  3 Können erhebliche Beeinträchtigungen von Schutzgütern nicht oder nicht vollständig ausgegli-
chen oder ersetzt werden, ist dies zu begründen und zur Festlegung erforderlicher Ersatzzahlungen ge-
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mäß Teil 5 zu dokumentieren.  4 Geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind insbesondere die in
den Anlagen 4.1 und 4.2 aufgeführten Maßnahmen.

 (4)  1 Eine Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme kann geeignet sein, sowohl erhebliche Beeinträchtigungen
flächenbezogen und nicht flächenbezogen bewertbarer Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts Ar-
ten und Lebensräume als auch erhebliche Beeinträchtigungen mehrerer Schutzgüter zu kompensieren.
 2 Erhebliche Beeinträchtigungen mehrerer Schutzgüter sollen möglichst durch eine oder mehrere kom-
binierte Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf einer Fläche kompensiert werden.  3 Darüber hinaus sol-
len zusammenhängende Gebiete für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen angestrebt werden.  4 Geeig-
nete Ökokontoflächen sind möglichst zu verwenden.  5 Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bo-
denschätzen sowie bei Abgrabungen und Aufschüttungen erfolgt die Kompensation insbesondere durch
die in § 1 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG genannten Maßnahmen möglichst innerhalb der durch das Vorhaben
in Anspruch genommenen Fläche.  6  [1])  Ökologisch positive Wirkungen einer Hochwasserschutzmaß-
nahme gemäß § 7 Abs. 5 Satz 2, die den Kompensationsbedarf dieser Maßnahme übersteigen, können
auf weitere Eingriffe durch Hochwasserschutzvorhaben im selben Naturraum und in derselben Fließge-
wässerlandschaft kompensationsmindernd angerechnet werden.  7  [1])  Bei der Errichtung von Deichen
auf land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen regelmä-
ßig nicht erforderlich, wenn die Deichflächen naturnah gestaltet und gepflegt werden.  8  [1])  Sollten aus-
nahmsweise Kompensationsmaßnahmen erforderlich sein, sind die dazu notwendigen Konzepte im Be-
nehmen mit den land- und forstwirtschaftlichen Fachbehörden zu erstellen.  9  [1])  Falls bei der Errich-
tung von Deichen anstelle einer Realkompensation ein Ersatzgeld in Betracht gezogen wird, ist dieses
vorrangig für PIK-Maßnahmen im Sinn von § 9 Abs. 3 Satz 2 zu verwenden.

 (5) Die Flächeninanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen für Ausgleichs- oder Ersatzmaß-
nahmen soll nicht größer sein als die Eingriffsfläche.

 (6) Ausgleichserfordernisse nach anderen Rechtsvorschriften sind als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnah-
men im Sinn des § 15 Abs. 2 BNatSchG anzuerkennen, soweit sie die Anforderungen dieser Verordnung
erfüllen.

 (7) Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sind vorrangig auf geeigneten, einvernehmlich zur Verfügung
gestellten Grundstücksflächen und bei Vorhaben der öffentlichen Hand auf Grundstücken, die im Eigen-
tum des jeweiligen Vorhabensträgers stehen, zu verwirklichen.

 
Fußnoten
 

[1]) Absatz 4 Satz 6 in Kraft mit Wirkung vom 1. September 2013

[1]) Absatz 4 Satz 7 in Kraft mit Wirkung vom 1. September 2013

[1]) Absatz 4 Satz 8 in Kraft mit Wirkung vom 1. September 2013

[1]) Absatz 4 Satz 9 in Kraft mit Wirkung vom 1. September 2013

§ 9
Berücksichtigung agrarstruktureller Belange

 (1)  1 Agrarstrukturelle Belange im Sinn von § 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG sind betroffen, wenn die Ge-
samtheit der Ausstattung, Verfügbarkeit und Qualität von Arbeit, Boden und Kapital (Produktionsfakto-
ren) sowie der Produktions- und Arbeitsbedingungen und damit der Produktionskapazität und Produk-
tivität in einem Agrarraum erheblich beeinflusst oder verändert werden.  2 Davon ist stets auszugehen,
wenn die Kompensation eines Eingriffs mehr als drei Hektar land- oder forstwirtschaftliche Fläche in An-
spruch nimmt.  3 In diesem Fall ist das zuständige Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten früh-
zeitig bei der Vorbereitung der Entscheidungen und Maßnahmen zur Durchführung des § 15 BNatSchG
zu beteiligen und das Benehmen herzustellen.  4 Äußert sich das zuständige Amt für Ernährung, Land-
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wirtschaft und Forsten nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Beteiligungsersuchens, gilt das Be-
nehmen als hergestellt.

 (2)  1 Für die landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden im Sinn von § 15 Abs. 3 Satz 1
BNatSchG sind im regionalen Vergleich überdurchschnittlich ertragreiche Böden, die nicht nach Abs.
3 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vorrangig für Kompensationsmaßnahmen herangezogen werden sollen.  2 Maß-
geblich ist das Gebiet des durch die Kompensationsmaßnahmen räumlich betroffenen Landkreises, bei
landkreisübergreifenden Maßnahmen das Gesamtgebiet der betroffenen Landkreise.  3 Die Ertragskraft
bestimmt sich nach dem jeweiligen Durchschnittswert der Acker- und Grünlandzahlen eines Landkreises
gemäß dem Bodenschätzungsgesetz.

 (3)  1 Um möglichst zu vermeiden, dass land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen im Sinn von § 15
Abs. 3 BNatSchG aus der Nutzung genommen werden, ist unter Beachtung des Funktionsbezugs bei der
Auswahl von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorrangig zu prüfen, ob folgende Maßnahmen oder die
Verwirklichung auf folgenden Gebietskulissen möglich sind:

1. die Inanspruchnahme von Ökokontoflächen,

 

2. Aufwertungsmaßnahmen in für den Naturschutz bevorzugten Gebietskulissen, die den jeweiligen
Pflege- und Entwicklungszielen entsprechen, insbesondere

a) in Natura 2000-Gebieten nach § 32 BNatSchG, in Naturschutzgebieten nach § 20 Abs. 2 Nr.
1 BNatSchG und in Biosphärenreservaten nach § 20 Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG, soweit sie über
verpflichtende Erhaltungsmaßnahmen des Gebietsmanagements hinausgehen,

 

b) auf Flächen im Sinn von § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Buchst. c BNatSchG,

 

c) auf Flächen für anerkannte naturschutzfachliche Projekte im Rahmen des Arten-und Bio-
topschutzprogramms gemäß Art. 19 BayNatSchG,

 

d) entlang oberirdischer Gewässer im Sinn des § 21 Abs. 5 BNatSchG und in strukturarmen
Landschaftsräumen im Sinn des § 21 Abs. 6 BNatSchG, die der Biotopvernetzung dienen,
sowie

 

e) in Wasserschutzgebieten nach § 51 Abs. 1 Satz 1 WHG und Überschwemmungsgebieten
nach § 76 Abs. 1 WHG, soweit Dritte nicht beeinträchtigt werden,

 

 

3. Entsiegelungsmaßnahmen und sonstige Rückbaumaßnahmen oder

 

4. Maßnahmen zur Wiedervernetzung von Lebensräumen oder Bewirtschaftungs- und Pflegemaß-
nahmen zur dauerhaften Aufwertung von Natur und Landschaft.

 

 2 Vorrangig zu prüfende Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen im Sinn von § 15 Abs. 3 Satz 2 BNa-
tSchG, die in die land- oder forstwirtschaftliche Produktion integriert sind und Natur oder Landschaft
dauerhaft aufwerten (PIK), sowie Entsiegelungs- und Wiedervernetzungsmaßnahmen sind insbesondere
den Anlagen 4.1 und 4.2 zu entnehmen.

 (4)  1 PIK sind als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geeignet, wenn sie der dauerhaften Aufwertung
des Naturhaushalts oder des Landschaftsbilds dienen.  2 PIK kommen in Betracht, wenn durch den Ein-
griff land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen in Anspruch genommen werden, wenn es zu einer
Funktionsbeeinträchtigung der Schutzgüter auf diesen Flächen kommt und die Bereitstellung der erfor-
derlichen Flächen für den jeweiligen Unterhaltungszeitraum nach § 10 gewährleistet ist.  3 PIK können
auch auf wechselnden Flächen durchgeführt werden.  4 Für die Ermittlung des Kompensationsumfangs in
Wertpunkten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 wird die Flächengröße zugrunde gelegt, die mit dauerhaft aufwer-
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tenden Maßnahmen belegt ist.  5 PIK führen zu keiner Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen im
Sinn von § 15 Abs. 3 BNatSchG.

 (5)  1 Zur Durchführung von im Zulassungsbescheid als Kompensation festgesetzten PIK, die auf wech-
selnden Flächen durchgeführt werden, kann der Verursacher durch eine schuldrechtliche Vereinbarung
Einrichtungen wie insbesondere Stiftungen, Landgesellschaften, Landschaftspflegeverbände, anerkann-
te Naturschutzverbände und Flächenagenturen beauftragen, wenn diese hinsichtlich Leistungsfähigkeit,
fachlicher Qualifikation und Zuverlässigkeit ausreichend Gewähr für die Planung und Durchführung der
Maßnahmen bieten.  2 In der Vereinbarung ist Inhalt, Art, Umfang und Dauer der Bewirtschaftungs- oder
Pflegemaßnahmen festzulegen.  3 Der zuständigen Gestattungsbehörde ist jährlich eine nachvollziehba-
re Dokumentation der Bereitstellung der erforderlichen Flächen und der durchgeführten Maßnahmen
vorzulegen.  4 Der Verursacher des Eingriffs oder sein Rechtsnachfolger bleiben bis zur vollständigen Er-
füllung der Kompensationsverpflichtung für die Durchführung der Maßnahmen verantwortlich.

§ 10
Unterhaltungszeitraum

 (1)  1 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten.
 2 Der Unterhaltungszeitraum ist im Gestattungsbescheid festzusetzen.  3 Es sind, gegebenenfalls unter
Bezugnahme auf den landschaftspflegerischen Begleitplan, folgende Festlegungen zu treffen:

1. Zeitraum der Maßnahmen zur Herstellung und Erreichung des Entwicklungsziels (Herstellungs-
und Entwicklungspflege);

 

2. soweit erforderlich Zeitraum zur Aufrechterhaltung des Entwicklungsziels (Unterhaltungspflege).

 

 4 Die Verpflichtung zur Durchführung der notwendigen Pflegemaßnahmen darf in der Regel 25 Jahre
nicht überschreiten.  5 Die für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlichen Flächen müssen zur
Verfügung stehen, solange der Eingriff wirkt.  6 Der Abschluss der Herstellung der Maßnahme und das
Erreichen des Entwicklungsziels ist der Gestattungsbehörde anzuzeigen.

 (2)  1 Erfolgt die Kompensation nach § 9 Abs. 4 und 5 produktionsintegriert auf wechselnden Flächen
nach Maßgabe der Anlage 4.1 Spalte 5, ist hierfür in der Gestattung ein Unterhaltungszeitraum von in
der Regel höchstens 25 Jahren festzusetzen.  2 Abs. 1 Sätze 5 und 6 finden keine Anwendung.  3 Zur Kom-
pensation länger wirkender oder dauerhafter Eingriffe kann im Einvernehmen mit dem Verursacher ein
längerer Zeitraum festgesetzt werden.

 (3) Die zeitliche Begrenzung in Abs. 1 und 2 gilt nicht für staatliche Träger als Eingriffsverursacher.

§ 11
Rechtliche Sicherung

 (1)  1 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum rechtlich zu si-
chern.  2 Die zuständige Gestattungsbehörde entscheidet über Art und Weise der Sicherung nach pflicht-
gemäßem Ermessen im Rahmen der Verhältnismäßigkeit.

 (2)  1 Soll die Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme auf dem Grundstück eines Dritten durchgeführt werden,
der nicht Verpflichteter des Gestattungsbescheids ist, ist die Maßnahme in geeigneter Weise nach Maß-
gabe des Zivilrechts dinglich zu sichern.  2 Dies gilt nicht, wenn es sich bei dem Dritten um einen staatli-
chen oder kommunalen Träger handelt oder Verpflichtungen über eine Vereinbarung nach § 9 Abs. 5 ge-
sichert werden.

 (3)  1 Die Eintragung im Grundbuch erfolgt zugunsten des Rechtsträgers der zuständigen Gestattungs-
behörde.  2 Bei staatlichen, kommunalen oder enteignungsbegünstigten Vorhabensträgern erfolgt sie zu
deren Gunsten.
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§ 12
Landschaftspflegerischer Begleitplan

 (1)  1 Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 17 Abs. 4 Satz 3 BNatSchG ist ein landschaftspflegeri-
scher Begleitplan in Text und Karte vorzulegen.  2 Gutachten im Sinn des § 17 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG
müssen die Anforderungen an einen landschaftspflegerischen Begleitplan dann erfüllen, wenn die Aus-
wirkungen eines Eingriffs denen eines nach öffentlichem Recht vorgesehenen Fachplans entsprechen.

 (2) Der landschaftspflegerische Begleitplan muss mindestens folgende Aussagen enthalten:

1. Erfassung und Bewertung des Ausgangszustands gemäß § 4 im jeweiligen Wirkraum des Eingriffs
gemäß § 3,

 

2. Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen des Eingriffs gemäß § 5,

 

3. Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung gemäß § 6,

 

4. Ermittlung des Kompensationsbedarfs gemäß § 7,

 

5. die Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz einschließlich

a) der Gründe für ihre Auswahl und ihren Umfang gemäß § 8,

 

b) der vorgesehenen Entwicklungsziele, der zur Erreichung der Entwicklungsziele erforderli-
chen Herstellungs- und Entwicklungsmaßnahmen sowie des zur Erreichung der Entwick-
lungsziele voraussichtlich erforderlichen Zeitraums,

 

c) Angaben zu den zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendi-
gen Maßnahmen nach § 34 Abs. 5 BNatSchG und zu den vorgezogenen Ausgleichsmaßnah-
men nach § 44 Abs. 5 BNatSchG, sofern diese Vorschriften für den Eingriff von Belang sind,
unter besonderer Berücksichtigung der Lebensraumtypen und Zielarten eines Bewirtschaf-
tungsplans im Sinn von § 32 Abs. 5 BNatSchG,

 

d) Angaben zu erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen,

 

e) Angaben zu betroffenen Grundflächen und zu deren Sicherung,

 

f) notwendige Festlegungen zur Funktionskontrolle im Sinn des § 17 Abs. 7 BNatSchG,

 

 

6. soweit erforderlich Aussagen zu Ersatzzahlungen gemäß §§ 19 und 20,

 

7. soweit erforderlich Aussagen zur Berücksichtigung agrarstruktureller Belange gemäß § 9.

 

 (3) Die Vorschriften der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure zum Leistungsbild des land-
schaftspflegerischen Begleitplans bleiben unberührt.

Teil 4

Ökokonto

§ 13
Ökokonto und Anerkennung

 (1) Ein Ökokonto nach § 16 Abs. 1 BNatSchG kann beinhalten
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1. umgesetzte vorgezogene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Maßnahmenpool) oder

 

2. hierfür geeignete Flächen (Flächenpool).

 

 (2)  1 Für ein Ökokonto nach Abs. 1 gelten die Grundsätze in §§ 2, 8 Abs. 3 und 4 und § 9 Abs. 3 entspre-
chend.  2 Ökokonten sollen vorzugsweise in der nach § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 festgelegten Gebietskulisse
entstehen.

 (3)  1 Wer Ökokonten gewerblich betreiben will, bedarf der staatlichen Anerkennung durch das Landes-
amt für Umwelt.  2 Die Anerkennung wird erteilt, wenn der Bewerber hinreichende Gewähr für die Leis-
tungsfähigkeit, die fachliche Qualifikation und die Zuverlässigkeit bietet.

§ 14
Ökokontomaßnahmen

 (1) Als Ökokontomaßnahmen kommen insbesondere dauerhafte Maßnahmen gemäß Anlage 4.1 Spalte
6 und Anlage 4.2 Spalte 5 in Betracht.

 (2) Die Ökokontomaßnahme muss eine Aufwertung von mindestens 15 000 Wertpunkten erbringen oder
die Ökokontofläche mindestens 2 000 m² umfassen, bei besonderer ökologischer Bedeutung der Maß-
nahmen, insbesondere bei hoher Wertigkeit des Ausgangszustands, in begründeten Fällen auch weni-
ger.

§ 15
Aufnahme in das Ökoflächenkataster

 (1)  1 Eine Fläche wird in das Ökoflächenkataster eingetragen, wenn eine Bestätigung nach Art. 8 Abs.
1 BayNatSchG vorliegt und sowohl der Maßnahmenträger als auch der Eigentümer der Fläche schrift-
lich zugestimmt haben.  2 Werden zusätzlich aufwertende Maßnahmen durchgeführt, bestätigt die unte-
re Naturschutzbehörde den Abschluss der durchgeführten Maßnahme.

 (2) Im Ökoflächenkataster - Teil Ökokonto - werden folgende Angaben eingetragen:

1. bei Flächen ohne Aufwertung: Datum der Einstellung, Name und Anschrift des Maßnahmenträ-
gers, flächenscharfe Abgrenzung, Gemarkung, Flurstücknummer, Naturraum, Beschreibung des
Ausgangszustands und Verfügbarkeit,

 

2. bei Flächen mit Aufwertung: die Angaben nach Nr. 1, eine flächenscharfe Abgrenzung der Maß-
nahme und der Zielzustand.

 

 (3)  1 Die untere Naturschutzbehörde bestätigt den Ausgangszustand der Fläche und die Wertpunkte ge-
mäß Anlage 3.1 Spalten 1 und 2 auf der Grundlage eines vom Maßnahmenträger vorzulegenden Bewer-
tungsvorschlags.  2 Sind zusätzlich wertbestimmende Merkmale und Ausprägungen der weiteren Schutz-
güter gemäß der Anlagen 2.2 und 2.3 oder flächenbezogen nicht bewertbare Merkmale und Ausprägun-
gen des Schutzguts Arten und Lebensräume auf der Fläche vorhanden, so ist dieses Aufwertungspoten-
zial verbal argumentativ zu berücksichtigen.

 (4) Solange eine Ökokontofläche noch nicht abgebucht worden ist, kann sie jederzeit aus dem Ökoflä-
chenkataster - Teil Ökokonto - herausgenommen und ihr Ausgangszustand wiederhergestellt werden.

 (5)  1 Maßnahmen, die nach dem 1. August 2005 durchgeführt wurden, können nachträglich bis ein-
schließlich 1. Juli 2015 an die untere Naturschutzbehörde gemeldet werden.  2 Ergänzend zu § 15 Abs. 2
sind geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sich der ursprüngliche Ausgangszustand ergibt.

§ 16
Abbuchung aus dem Ökokonto
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 (1)  1 Für die verbindliche Verwendung als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme (Abbuchung) bestätigt die
untere Naturschutzbehörde auf der Grundlage eines vom Maßnahmenträger vorzulegenden Bewer-
tungsvorschlags, in welchem Umfang Natur und Landschaft seit der Einstellung der Fläche ins Ökokon-
to aufgewertet wurden.  2 Hierzu bestätigt sie die entsprechenden Wertpunkte gemäß Anlage 3.1.  3 Eine
Aufwertung wertbestimmender Merkmale und Ausprägungen der anderen Schutzgüter gemäß der An-
lagen 2.2 und 2.3 oder flächenbezogen nicht bewertbarer Merkmale und Ausprägungen des Schutzguts
Arten und Lebensräume ist verbal argumentativ zu berücksichtigen.

 (2) §§ 8, 10 und 11 finden entsprechende Anwendung.

 (3)  1 Für jedes Kalenderjahr der vorgezogenen zeitlichen Realisierung erfolgt ein Zuschlag an Wertpunk-
ten nach Abs. 1 in Höhe von drei v. H. der nach Abs. 1 festgestellten Aufwertung ohne Zinseszins über
einen Zeitraum von höchstens zehn Jahren.  2 Die Verzinsung beginnt in dem Kalenderjahr der Herstel-
lung der Maßnahme, die durch die untere Naturschutzbehörde nach § 15 Abs. 1 Satz 2 bestätigt wurde.
 3 Das Kalenderjahr der Herstellung der Maßnahme und das Kalenderjahr der Abbuchung der Ökokonto-
maßnahme werden vollständig berücksichtigt.

 (4) Die nach Art. 9 Sätze 2 und 4 BayNatSchG zuständige Behörde veranlasst nach bestandskräftiger
Zuordnung der Ökokontofläche zu einer Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme, dass die Fläche aus dem
Ökokonto in das Ökoflächenkataster - Teil Kompensationsmaßnahmen - überführt wird.

§ 17
Handelbarkeit

 (1) Wird eine ins Ökokonto eingestellte Fläche veräußert, ist der Eigentumsübergang der unteren Natur-
schutzbehörde anzuzeigen.

 (2)  1 Sollen nicht das Eigentum, sondern nur die Wertpunkte auf einen Dritten übertragen werden, so
setzt das voraus, dass die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme ab dem Zeitpunkt ihrer Abbuchung gemäß
§ 11 Abs. 2 rechtlich gesichert ist.  2 Abs. 1 gilt entsprechend.

 (3)  1 Das Ökoflächenkataster nach Art. 9 BayNatSchG ist so auszugestalten, dass die Ökokontoflächen
und -maßnahmen öffentlich einsehbar sind.  2 Ausgenommen sind Angaben zu personenbezogenen Da-
ten nach § 15 Abs. 2, deren öffentlichen Einsehbarkeit der Grundstückseigentümer oder Maßnahmenträ-
ger bei der Aufnahme ins Ökoflächenkataster widersprochen hat.

Teil 5

Ersatzzahlungen

§ 18
Erhebung von Ersatzzahlungen

   1 Können die durch den Eingriff verursachten erheblichen Beeinträchtigungen nicht ausgeglichen oder
ersetzt werden und wird das Vorhaben dennoch zugelassen, sind Ersatzzahlungen unter den Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 6 BNatSchG zu leisten.  2 Soweit die erheblichen Beeinträchtigungen nur teilweise
ausgeglichen oder ersetzt werden können, sind ergänzend Ersatzzahlungen zu leisten.

§ 19
Bemessungsgrundsätze

 (1) Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den durchschnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Aus-
gleichs- oder Ersatzmaßnahme, in die insbesondere folgende Komponenten einzurechnen sind:

1. Herstellungs-, Pflege- und Unterhaltungskosten im Bemessungszeitraum für regelmäßig anfallen-
de Maßnahmen gemäß § 10,

 



- Seite 12 von 30 -

2. Kosten für die Planung, die sonstige Verwaltung und das Personal, für die 20 v. H. der Herstel-
lungs-, Pflege- und Unterhaltungskosten anzusetzen sind,

 

3. Kosten des Flächenerwerbs entsprechend den Bodenrichtwerten gemäß den Ermittlungen des
Gutachterausschusses nach dem Baugesetzbuch zuzüglich Nebenkosten.

 

 (2)  1 Sind diese Kosten nicht feststellbar, bemisst sich die Ersatzzahlung nach Dauer und Schwere des
Eingriffs unter Berücksichtigung der dem Verursacher daraus erwachsenden Vorteile.  2 Die Kosten sind
nicht feststellbar, wenn entsprechende Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen objektiv nicht möglich sind.
 3 Nicht ausgleichbar oder ersetzbar sind in der Regel Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds durch
Mast- oder Turmbauten, die höher als 20 Meter sind.

§ 20
Bemessung nach Dauer und Schwere des Eingriffs

 (1)  1 Bei flächenbezogenen erheblichen Beeinträchtigungen wird die Ersatzzahlung nach der dauer-
haft beeinträchtigten Fläche bemessen.  2 Hierfür gilt ein Rahmensatz von 1 bis 5 Euro/m².  3 Dabei darf
die Ersatzzahlung neun v. H. der Rohbaukosten für Gebäude bzw. der Herstellungskosten ohne Kosten
für die nicht baukonstruktiv bedingte technische Ausstattung für sonstige bauliche Anlagen nicht über-
schreiten.

 (2)  1 Findet eine Entnahme von Bodenbestandteilen statt, wird der Ersatzzahlung die Menge des ent-
nommenen Materials zugrunde gelegt, die für die nicht ausgleichbaren erheblichen Beeinträchtigungen
ursächlich ist.  2 Bei der Festsetzung der Ersatzzahlung nach der Entnahmemenge gilt ein Rahmensatz
von 0,3 bis 0,8 Euro/m³.

 (3)  1 Bei sonstigen erheblichen Beeinträchtigungen, die nicht durch Abs. 1 oder Abs. 2 erfasst werden,
bemisst sich die Ersatzzahlung bei Gebäuden nach der Höhe der Rohbaukosten und bei sonstigen bau-
lichen Anlagen nach den Herstellungskosten ohne Kosten für die nicht baukonstruktiv bedingte tech-
nische Ausstattung.  2 Bei der Festsetzung der Ersatzzahlung nach der Höhe dieser Kosten gilt ein Rah-
mensatz von ein bis neun v. H.  3 Bei der Bemessung der Ersatzzahlung für Beeinträchtigungen des
Landschaftsbilds ist die Matrix der Anlage 5 heranzuziehen; dabei bleiben Kosten für Anlagenteile un-
terhalb der Erdoberfläche außer Betracht.

 (4) Der errechnete Betrag ist nach kaufmännischen Grundsätzen auf ganze Euro zu runden.

 (5)  1 Bei der Anwendung der Rahmensätze nach Abs. 1, 2 oder Abs. 3 ist insbesondere zu berücksichti-
gen:

1. der Zeitraum der erheblichen Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder
des Landschaftsbilds,

 

2. die naturschutzfachliche Wertigkeit der betroffenen Schutzgüter vor dem Eingriff, deren erhebli-
che Beeinträchtigung nicht oder nicht vollständig kompensierbar ist,

 

3. der Grad der erheblichen Beeinträchtigung der betroffenen Schutzgüter,

 

4. die sonstigen Auswirkungen des Eingriffs auf Naturhaushalt und Landschaftsbild, bezogen auf die
Ausdehnung des Eingriffs und die einzelnen Schutzgüter.

 

 2 Bei Erweiterungen und Bündelungen von Vorhaben sind nur die neu hinzukommenden erheblichen Be-
einträchtigungen zu berücksichtigen.
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 (6)  1 Dient ein Eingriff überwiegend und konkret einem öffentlichen Interesse, kann die Ersatzzahlung
angemessen vermindert werden.  2 Sie darf jedoch die Hälfte der unteren Grenze der Rahmensätze nach
Abs. 1 bis 3 nicht unterschreiten.

§ 21
Erhebung und Fälligkeit

 (1)  1 Die Ersatzzahlung ist im Zulassungsbescheid oder, wenn der Eingriff von einer Behörde durchge-
führt wird, vor der Durchführung des Eingriffs festzusetzen.  2 Die Zahlung ist vor der Durchführung des
Eingriffs zu leisten.

 (2)  1 Bei Eingriffen, die nach Abschnitten vorgenommen werden, kann die Ersatzzahlung für den einzel-
nen Abschnitt festgesetzt werden.  2 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.  3 Der Beginn des Eingriffs im jewei-
ligen Abschnitt ist der festsetzenden Behörde anzuzeigen.

 (3)  1 Es kann ein anderer Zeitpunkt für die Zahlung festgelegt werden.  2 In diesem Fall soll eine ange-
messene Sicherheitsleistung verlangt werden.

§ 22
Verwendung

 (1)  1 Die Ersatzzahlungen sind nach der Maßgabe von § 2 und Art. 7 BayNatSchG zweckgebunden für
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege möglichst in dem betroffenen Naturraum zu
verwenden.  2 Ersatzzahlungen können insbesondere für folgende Maßnahmen verwendet werden:

1. Maßnahmen nach Anlage 4.1 Nrn. 1 bis 6,

 

2. Grunderwerb einschließlich Nebenkosten und

 

3. projektbezogene Kosten, insbesondere für Erfassungen, Planungen sowie begleitende Öffentlich-
keitsarbeit.

 

 (2) § 9 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 gelten entsprechend.

 (3) Die Zwei-Jahres-Frist nach Art. 7 Satz 2 BayNatSchG zur Durchführung einer Maßnahme beginnt mit
Eingang der Zahlung auf dem Konto des Bayerischen Naturschutzfonds und endet mit dem tatsächli-
chen Beginn der Maßnahme.

 (4)  1 Die untere Naturschutzbehörde ruft die Ersatzzahlungen beim Bayerischen Naturschutzfonds unter
Angabe der Art der Verwendung der Ersatzzahlungen und des Empfängers ab.  2 Sie bestätigt und doku-
mentiert nach Durchführung der Maßnahme die ordnungsgemäße Verwendung der Ersatzzahlungen ge-
genüber dem Bayerischen Naturschutzfonds.  3 Sie übermittelt die erforderlichen Angaben zu Flächen,
die mit Ersatzzahlungen angekauft werden, gemäß Art. 9 Satz 3 BayNatSchG an das Ökoflächenkataster
des Landesamts für Umwelt.

Teil 6

Schlussbestimmungen

§ 23
Übergangsregelung

 (1) Auf Verfahren, die vor Inkrafttreten der Verordnung beantragt oder entsprechend einer gesetzlichen
Anzeigepflicht angezeigt wurden, sind die Regelungen der Verordnung nicht anzuwenden, soweit nicht
der Vorhabensträger die Anwendung beantragt.
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 (2) Ökokontomaßnahmen, die vor Inkrafttreten der Verordnung durchgeführt wurden, werden berück-
sichtigt, wenn sie ins Ökoflächenkataster eingetragen sind oder nachweislich von der zuständigen unte-
ren Naturschutzbehörde entsprechend den jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen anerkannt wur-
den.

§ 24
Inkrafttreten

   1 Diese Verordnung tritt am 1. September 2014 in Kraft.  2 Abweichend von Satz 1 treten § 8 Abs. 4 Sät-
ze 6 bis 9 am 1. September 2013 in Kraft.

München, den 7. August 2013

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst Seehofer

Anlage 1

(§ 4 Abs. 2)

Funktionen zur Beschreibung der Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
halts und des Landschaftsbilds sowie Kriterien zu deren Erfassung

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

  Funktionen der Schutzgüter (oh-
ne Gewichtung)

Erfassungskriterien (ohne Ge-
wichtung)

Schutzgut Arten und
Lebensräume

Lebensraumfunktion (aktuell, po-
tenziell) für Arten (Lebensgemein-
schaften, Biotope, Habitate), Speziel-
le Lebensraumfunktionen (Minimala-
reale, Vernetzungsfunktion)

Seltenheit, Gefährdung, Ver-
antwortung, Schutzstatus, Wie-
derherstellbarkeit, Entwicklungszeit-
räume, Vollkommenheit, Dynamik,
Empfindlichkeit, Ersetzbarkeit, Na-
türlichkeitsgrad, Bodenständigkeit
des Vorkommens, Durchgängigkeit,
Vernetzung, funktionale Bedeutung
für Arten, Biotopentwicklungspoten-
zial, Wechselwirkungen mit anderen
Schutzgütern

Schutzgut Boden Puffer- und Filterfunktion (Schad-
und Nährstoffe) sowie Grundwas-
serschutzfunktion (Retentionsfunk-
tion), Wasserspeicherfunktion und
Grundwasserneubildungsfunktion,
Erosionsschutzfunktion und Ober-
flächenwasserschutzfunktion, Bio-
tische Standortfunktion (natürliche
Standortfaktoren des Bodens), Le-
bensraumfunktion, Archivfunktion

Gefährdung und Empfindlichkeit im
Hinblick auf Arten und Lebensräume,
Entwicklungspotenzial, Natürlichkeit,
Seltenheit, Wiederherstellbarkeit und
Empfindlichkeit der Bodenfunktio-
nen, Rückhaltevermögen für Nähr-
und Schadstoffe, Retentionsvermö-
gen für Niederschläge, natürliche Er-
tragsfähigkeit, Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte, Wechselwirkungen
mit anderen Schutzgütern

Schutzgut Wasser Lebensraumfunktion, Abflussregu-
lationsfunktion, Vernetzungsfunkti-
on (längs und quer), Funktionen für
den Naturhaushalt, die sich aus der

Qualität, Quantität, Biotopentwick-
lungspotenzial, funktionale Bedeu-
tung für Arten und Lebensräume,
Wiederherstellbarkeit, Natürlichkeits-



- Seite 15 von 30 -

Quantität und Qualität des Grund-
wassers oder des Oberflächenwas-
sers ergeben

grad, Gewässerzustand, Gewässer-
güte, Wechselwirkung mit den ande-
ren Schutzgütern

Schutzgut Klima/Luft Bioklimatische Ausgleichsfunktion,
Immissionsschutzfunktion, Luftrege-
nerationsfunktion, Klimaschutzfunkti-
on im Sinn von Treibhausgassenken

Leistungsfähigkeit, Wiederherstell-
barkeit, Empfindlichkeit, Geländekli-
ma und Luftqualität im Hinblick auf
Arten und Lebensräume sowie die
Erholungseignung, Wechselwirkung
mit den anderen Schutzgütern

Schutzgut Land-
schaftsbild

Naturerfahrungs- und -erlebnisfunkti-
on, Erholungsfunktion, Erlebniswert,
Dokumentations- und Informations-
funktion, Archivfunktion

Gefährdung, Seltenheit, Wiederher-
stellbarkeit, Bedeutung für die Erho-
lung, kulturelle Bedeutung, Eigenart
(historische Kontinuität, Natürlich-
keit, Vielfalt), Empfindlichkeit, Frei-
heit von Beeinträchtigungen (Freiheit
von störenden Objekten, Freiheit von
störenden Geräuschen)

Anlage 2.1

(§ 4 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 1 und 2)

Wesentliche wertbestimmende Merkmale und Aus-
prägungen des Schutzguts Arten und Lebensräume

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3

Merkmale und Ausprägung Merkmale und AusprägungBewertung

Flächenbezogene Bewertung
gemäß Anlage 3.1

in der Regel keine flächenbezogene Be-
wertung gemäß Anlage 3.1

hoch • seltene und repräsenta-
tive naturnahe, extensiv
oder ungenutzte Ökosys-
teme mit in der Regel ex-
tremen Standorteigen-
schaften und einem ho-
hen Anteil standortspezi-
fischer Arten, die in der
Regel nicht wiederher-
stellbar sind

 

• Biotope gemäß § 30 BNa-
tSchG und Art. 23 BayNa-
tSchG

 

• Biotoptypen im Sinn der
Kartieranleitung der Bio-
topkartierung Bayern

 

• land-, teich- oder forst-
wirtschaftlich extensiv

• Habitate für Rote-Liste-Arten
(Tierarten) mit deren spezifischen
Ansprüchen

 

• Habitate gegebenenfalls sonstiger
lokal seltener Tierarten, -exempla-
re, -populationen und -bestände

 

• Lebensräume, Rastbereiche,
Überwinterungsbereiche oder
Nahrungshabitate der in den ein-
schlägigen Artenschutzabkom-
men und -übereinkommen auf-
geführten Arten (z. B. FFH-Richt-
linie, Bundesartenschutzverord-
nung, Ramsar-Konvention)

 

• Wiesenbrütergebiete im Sinn des
Art. 23 Abs. 5 BayNatSchG
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genutzte Flächen mit
sehr hohem Biotopwert

 

• Lebensraumtypen gemäß
FFH-Richtlinie

 

mittel • durch menschliche Ein-
flüsse überprägte Öko-
systeme und Biotope, die
günstige Entwicklungs-
bedingungen für natürli-
che Biotoptypen von ho-
her Bedeutung aufweisen

 

• land-, teich- oder forst-
wirtschaftlich extensiv
genutzte Bereiche mit
hohem Biotopwert

 

gering • naturferne und anthropo-
gen beeinflusste Bio-
toptypen

 

• Äcker, Grünländer, Tei-
che oder Forste, die nicht
mit hoch oder mittel be-
wertet sind

 

keine natur-
schutzfachliche

Bedeutung

• versiegelte Flächen (Ge-
bäude, Straßen)

 

• überregional bedeutsame Bio-
topverbundachsen mit besonde-
rer Vernetzungsfunktion (Habita-
te, Teilhabitate, Trittsteinhabitate)

 

• große unzerschnittene naturnahe
Räume

 

• regional bedeutsame Arten und
deren Habitate und Lebensraum-
beziehungen (für Arten ohne Ro-
te-Liste-Status)

 

• Standorte, die für die Entwicklung
von gesetzlich geschützten Bio-
topen günstige Voraussetzungen
bieten

 

Anlage 2.2

(§ 4 Abs. 3 Satz 2, § 15 Abs. 3 Satz 2, § 16 Abs. 1 Satz 3)

Wesentliche wertbestimmende Merkmale und
Ausprägungen des Schutzguts Landschaftsbild

Spalte 1 Spalte 2

Bewertung Merkmale und Ausprägung

Sehr hoch Landschaften mit sehr hoher Bedeutung für das Landschaftsbild und die naturbe-
zogene Erholung:

• Landschaftsräume mit überdurchschnittlicher Ruhe

 

• markante geländemorphologische Ausprägungen (z. B. ausgeprägte
Hangkanten, Felsen, Vulkankegel, Hügel, Gebirge) vorhanden
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• naturhistorisch bzw. geologisch sehr bedeutsame Landschaftsteile und
-bestandteile (z. B. geologisch interessante Aufschlüsse, Findlinge, Bin-
nendünen, Geotope)

 

• hoher Anteil kulturhistorischer bedeutsamer Landschaftselemente bzw.
historischer Landnutzungsformen

 

• natürliche und naturnahe Lebensräume mit ihrer spezifischen Aus-
prägung an Formen, Arten und Lebensgemeinschaften (z. B. Hecken,
Baumgruppen)

 

• Gebiete mit kleinflächigem Wechsel der Nutzungsarten und -formen (z.
B. unbereinigte Gebiete mit Realteilung, extensive kleinteilige Nutzung
dominiert)

 

• kulturhistorisch bedeutsame Landschaften, Landschaftsteile und -be-
standteile (z. B. traditionelle Landnutzungs- oder Siedlungsformen, Alle-
en und landschaftsprägende Einzelbäume)

 

• Landschaftsräume mit Raumkomponenten, die besondere Sichtbezie-
hungen ermöglichen

 

• Landschaftsräume weitgehend frei von visuell störenden Objekten, wie
technischen Großstrukturen

 

• Landschaftsräume, die eine ihrem jeweiligen Charakter angepasste na-
turbezogene Erholung sehr gut ermöglichen

 

• beeinträchtigende Vorbelastungen gering

 

hoch Landschaften mit hoher Bedeutung für das Landschaftsbild und die naturbezoge-
ne Erholung:

• naturraumtypische Eigenart und kulturhistorische Landschaftselemente
im Wesentlichen noch gut zu erkennen

 

• landschaftsprägende Elemente wie Ufer, Waldränder oder charakteris-
tische auffallende Vegetationsaspekte im Wechsel der Jahreszeiten (z.
B. Obstblüte) vorhanden

 

• Landschaftsräume, die eine ihrem jeweiligen Charakter angepasste na-
turbezogene Erholung gut ermöglichen

 

• beeinträchtigende Vorbelastungen mittel

 

mittel Landschaften mit mittlerer Bedeutung für das Landschaftsbild und die naturbezo-
gene Erholung:

• naturraumtypische und kulturhistorische Landschaftselemente sowie
landschaftstypische Vielfalt vermindert und stellenweise überformt,
aber noch erkennbar
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• Landschaftsräume, die eine ihrem jeweiligen Charakter angepasste na-
turbezogene Erholung noch ermöglichen

 

• beeinträchtigende Vorbelastungen hoch

 

gering Landschaften mit geringer Bedeutung für das Landschaftsbild und die naturbezo-
gene Erholung:

• intensive, großflächige Landnutzung dominiert

 

• naturraumtypische Eigenart weitgehend überformt und zerstört

 

• naturbezogene Erholung nur eingeschränkt oder kaum gegeben

 

• Vorbelastungen in Form von visuellen Beeinträchtigungen bezogen auf
das Landschaftsbild durch störende technische und bauliche Struktu-
ren, Lärm etc. sehr hoch (z. B. durch Verkehrsanlagen, Deponien, Ab-
bauflächen, Industriegebiete)

 

Anlage 2.3

(§ 4 Abs. 3 Satz 2, § 15 Abs. 3 Satz 2, § 16 Abs. 1 Satz 3)

Wesentliche wertbestimmende Merkmale und Ausprä-
gungen der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft

Schutzgut Boden 1)

• Bereiche ohne anthropogene Bodenveränderungen, z. B. Bereiche mit traditionell nur ge-
ring den Boden verändernden Nutzungen

 

• Vorkommen seltener Böden und unbeeinflusster bzw. geringfügig veränderter, naturnaher
Bodenaufbau

 

• Böden mit hoher Puffer- und Filterfunktion, Wasserspeicherfunktion, Erosionsschutzfunktion,
Empfindlichkeit gegenüber Erosion oder Archivfunktion

 

Schutzgut Wasser 1)

• natürliche und naturnahe unbeeinflusste Oberflächengewässer und Gewässersysteme

 

• Gewässer in sehr gutem Zustand

 

• Gebiete mit niedrigem natürlichem Grundwasserflurabstand ohne anthropogene Be-
einträchtigung

 

Schutzgut Klima/Luft 1)
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• Gebiete mit geringer Schadstoffbelastung

 

• Luftaustauschbahnen, insbesondere zwischen unbelasteten und belasteten Bereichen

 

• Gebiete mit luftverbessernder Wirkung (z. B. Staubfilterung, Klimaausgleich)

 

• Kaltluftentstehungsgebiete

 

 
Fußnoten
 

1) Berücksichtigung im Rahmen der naturschutzrechtlichen Kompensation, soweit nicht durch ande-
re Fachgesetze abgedeckt.

1) Berücksichtigung im Rahmen der naturschutzrechtlichen Kompensation, soweit nicht durch ande-
re Fachgesetze abgedeckt.

1) Berücksichtigung im Rahmen der naturschutzrechtlichen Kompensation, soweit nicht durch ande-
re Fachgesetze abgedeckt.

Anlage 3.1

(§ 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, § 7 Abs. 2 Satz 1, § 15 Abs. 3 Satz 1, § 16 Abs. 1 Satz 2)

Matrix zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs des
Schutzguts Arten und Lebensräume in Wertpunkten

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4

Beeinträchtigungsfaktor: In-
tensität der vorhabensbezoge-
nen Wirkungen

Bewertung
des Schutz-
guts Arten
und Lebens-
räume

Wertpunkte
des Schutz-
guts Arten
und Lebens-
räume (in
Wertpunk-
ten pro m²)

hoch mittel gering nicht er-
heblich

Kompensationsbedarf in
Wertpunkten

15

14

13

12

hoch

11

1 0,7 0,4 0

mittel 10 1 0,7 0,4 0

Quadratmeter beeinträchtig-
te Fläche durch den Eingriff
x Wertpunkte x Beeinträchti-
gungsfaktor



- Seite 20 von 30 -

9

8

7

6

5

4

3

2

gering

1

1 0,7 0,4 0

keine natur-
schutzfach-
liche Bedeu-
tung

0 0 0 0 0 kein Kompensationsbedarf er-
forderlich

    Erheblichkeitsschwel-
le ▴

   

Der Kompensationsbedarf berechnet sich wie folgt:

Kompensationsbedarf für flächenbezogen bewertbare, erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzguts
Arten und Lebensräume in Wertpunkten (Spalte 4) = Quadratmeter beeinträchtigte Fläche durch den
Eingriff x Wertpunkte (Spalte 2) x Beeinträchtigungsfaktor (Spalte 3) (gegebenenfalls Reduzierung des
Kompensationsbedarfs nach § 7 Abs. 5)

Anlage 3.2

(§ 8 Abs. 1 Satz 1)

Matrix zur Ermittlung und Bewertung des Kompensationsum-
fangs des Schutzguts Arten und Lebensräume in Wertpunkten

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4

Ausgangs- und Prognosezu-
stand des Schutzguts Arten

und Lebensräume auf
der Kompensationsfläche

Aufwertung
durch die

Kompensati-
onsmaßnahme
in Wertpunk-

ten im Progno-

Kompensationsumfang
in Wertpunkten

(Kompensationsfläche m2 x Spalte 3)
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sezeitraum
von 25 Jahren

Ausgangzustand Prognose-
zustand

nach 25 Jah-
ren Entwick-

lungszeit

   

in Wertpunk-
ten gemäß Anla-
ge 3.1 Spalte 2

in Wertpunk-
ten gemäß Anla-
ge 3.1 Spalte 2

Spalte 2 mi-
nus Spalte 1

in Wertpunkten

Folgendes ist zu beachten („Vorher-Nachher-Vergleich“):
Wertpunkte werden nur für die Aufwertung der Fläche vergeben:

Wertpunkte des Schutzguts Arten und Lebensräume (Spalte 3), die in die Berechnung des Kompensati-
onsumfangs einfließen =
Wertpunkte des Schutzguts im Prognosezustand nach 25 Jahren Entwicklungszeit (gemäß Spalte 2) mi-
nus Wertpunkte des Schutzguts des Ausgangszustands der Ausgleichs- oder Ersatzfläche (gemäß Spalte
1)

Anlage 4.1

(§ 8 Abs. 3 Satz 4, § 9 Abs. 3 Satz 2, § 10 Abs. 2 Satz 1, § 14 Abs. 1, § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1)

Geeignete Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Arten und Lebensräume

Spal-
te 1

Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spalte 5 Spalte 6

Nr. Zielzustand:
Lebens-
raum-
und Biotop-
typen bzw.
Nutzungs-
typ

Kompensationsmaßnah-
men 1)

Entsiege-
lungs- und
Wiederver-
netzungs-
maß-
nahmen

Pflege und Be-
wirt-
schaftungsmaß-
nahmen
(PIK-Maßnah-
men), die
einzeln oder in
natur-
schutzfachlich
sinnvollen
Kombinationen
in die
land-, teich-
oder forst-
wirtschaftliche
Produktion
integriert wer-
den können.
Mit (X*) ge-
kennzeichnete
Maßnahmen
können auch
auf wechseln-
den Flächen
durchgeführt
werden.

Ökokonto-
maßnah-
men
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(Wieder-)Herstellung und Ver-
besserung/Renaturierung von
Quellen und Quellfluren aus
gefassten Quellen

X   X

(Wieder-)Herstellung und Ver-
besserung/Renaturierung von
Quellen- und Quellfluren in-
nerhalb von Wiesen und Wei-
den, Renaturierung von Quel-
len innerhalb von Wäldern

    X

(Wieder-)Herstellung und Ver-
besserung von Fließgewäs-
sern und Seeuferbereichen:
naturraumtypische Ausgestal-
tung von Gewässerlauf und -
struktur einschließlich Ufer-
gestaltungen und Uferbepflan-
zung

X   X

Wiederherstellung der Durch-
gängigkeit von Fließgewäs-
sern, Rücknahme von Ufer-
und Sohlbefestigungen, Bes-
eitigung von Wanderungshin-
dernissen

X   X

Renaturierung/Entwick-
lung/Neuanlage von Stillge-
wässern (Teiche, Weiher,
Tümpel, Kleingewässer) und
Altwässern

    X

1 Quellen und
Gewässer

Schaffung von natürlichen Re-
tentionsflächen (Rückverle-
gung von Deichen, Abgrabun-
gen von Vorländern, Beseiti-
gung von Auffüllungen, Wie-
deranbindung von Aueflächen
innerhalb von HQ 100) in Ver-
bindung mit der Entwicklung
von naturschutzfachlich wert-
vollen Biotoptypen auf den
Retentionsflächen

X   X

Entwicklung und Renaturie-
rung von Niedermooren,
Hochmooren, Sümpfen

X   X2 feuchte bis
frische Of-
fenlandstand-
orte

Entwicklung von Großseggen-
rieden, Röhricht, naturschutz-
fachlich hochwertigen Hoch-

X   X
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staudenfluren, Kraut- und
Staudenfluren

Entwicklung von ökologisch
wertvollen Ufersäumen an
Gräben, Bächen und Flüssen

X X X

Entwicklung und Pflege von
extensiv genutztem Grünland
auf unterschiedlichen Stand-
orten durch Mahd oder Be-
weidung mit entsprechen-
den Bewirtschaftungsauflagen
(Schnittzeitpunktregelungen,
Düngeauflagen, Beweidungs-
frequenzen, Beweidungsdich-
ten etc.)

  X X

Anlage von Ufergehölzstreifen
mit Pufferzonen (Saum exten-
siv genutzten Grünlands)

X   X

Neuanlage und Entwicklung
von gebietsheimischen Laub-
gebüschen, Feldgehölzen,
strukturreichen, standorthei-
mischen Wäldern, Waldaußen-
rändern oder (Baum-)Hecken
auf unterschiedlichen Stand-
orten (feucht bis trocken)

X X X

Anlage von Alleen oder Ein-
zelbäumen mit gebietsheimi-
schen Gehölzen

     

Anlage und Entwicklung
von Streuobstwiesen mit
naturschutzfachlichen Be-
wirtschaftungsauflagen

  X X

3 Gehölzbioto-
pe und Wäl-
der

Anlage, Entwicklung, Wie-
derherstellung von histori-
schen Waldnutzungsformen,
die für den Arten- oder Bio-
topschutz bedeutsam sind (z.
B. Mittel- oder Niederwald)

  X X

Sicherung bestimmter bisher
bewirtschafteter Waldbestän-
de als Prozessschutzflächen

X   Xzu 3  

Offenhaltung und Pflege von
naturschutzfachlich wertvol-

X X  
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len, aber zuwachsenden Lich-
tungen, Waldwiesen, Brennen,
Bachtälern

Anlage, Entwicklung und Pfle-
ge von Strukturen, die für
den Arten- und Biotopschutz
im Wald bedeutend sind (z.
B. Verzicht auf die Nutzung
von Altbaumgruppen zur An-
reicherung wertvoller Wald-
reifestadien, Gewässerrenatu-
rierung im Wald)

X X X

Entwicklung seltener/ge-
fährdeter Waldgesellschaften,
z. B. durch Revitalisierung
von Auwäldern, Bruchwäl-
dern sowie von Wäldern tro-
ckenwarmer Standorte oder
anderer Sonderstandorte (z.
B. Schlucht-, Block- und Hang-
schuttwälder)

X X X

Rückbau von Infrastrukturen
im Wald (z. B. Wirtschaftswe-
ge, sonstige bauliche Anla-
gen) mit anschließender na-
türlicher Entwicklung

X   X

Maßnahmen, die eine dau-
erhafte Steigerung des
Laubholzanteils, des Laub-
mischholzanteils oder der
Weißtanne in Pflege- und Ver-
jüngungsbeständen sowie
bei Umbau- und Unterbau-
maßnahmen bewirken, soweit
gegenüber der sachgemä-
ßen bzw. vorbildlichen Wald-
bewirtschaftung im Sinn des
Waldgesetzes für Bayern ei-
ne Anhebung in Stufen um
jeweils mindestens 10 Pro-
zentpunkte festgelegt wird

  X X

Entwicklung von Zwerg-
strauchheiden (trocken bis
feucht)

X   X4 trockene und
nährstoffarme
Offenlandbio-
tope

Entwicklung von Trockenrasen
auf dafür geeigneten Stand-
orten 2) durch Mahd oder Be-
weidung mit entsprechen-
den Bewirtschaftungsauflagen
(Schnittzeitpunktregelungen,

X X X
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Düngeauflagen, Beweidungs-
frequenzen, Beweidungsdich-
ten etc.)

Entwicklung von Halbtrocken-
rasen oder wärmeliebenden
Säumen auf dafür geeigne-
ten Standorten 2) durch Mahd
oder Beweidung mit entsp-
rechenden Bewirtschaftungs-
auflagen (Schnittzeitpunkt-
regelungen, Düngeauflagen,
Beweidungsfrequenzen, Be-
weidungsdichten etc.)

X X X

Anlage von Steinriegeln, Tro-
ckenmauern aus Naturstein

X    

Herstellung und Pflege von
Sand-, Kies-, Schotterflächen
in Bereichen hohen Potenzials
als Sonderstandorte für na-
turnahe Vegetation zur Förde-
rung spezifischer Arten und
Lebensräume

X   X

Felsfreistellungen (Ent-
buschung) und Pflege an be-
sonnten Steilwänden

     

Entwicklung und Pflege von
naturschutzfachlich hoch-
wertigen Ruderalfluren auf
vorhandenen verschiedenen
Ausgangssubstraten (Kies,
Sand, bindiges Substrat)

     

5 Ackerlebens-
räume

Herstellung und Bewirtschaf-
tung spezifischer Artenschutz-
flächen (für Flora und/oder
Fauna) mit entsprechenden
naturschutzfachlichen Be-
wirtschaftungsauflagen (zu
Pflanzenschutzmitteln, zur
Düngung, zur Bearbeitungs-
intensität, zu Bearbeitungs-
zeiten, zu Kombinationen mit
bestimmten anderen Maß-
nahmen, zu Mindestflächen-
größen, zu Mindest- und/oder
Höchstdauer von bestimm-
ten Maßnahmen): insbeson-
dere zu erreichen durch Ler-
chenfenster, Ackerwildkraut-
fluren, extensive Ackernut-
zung, schlagintegrierte Na-

X X, X*  
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turschutzbrachen, Kleegras-
und Luzernestreifen, Stop-
pelbrachen oder Erntever-
zicht auf Teilflächen, dop-
pelter Saatreihenabstand,
mehrjährige Wildpflanzenmi-
schungen, Ansaat bzw Pflan-
zung, Herstellung und Pfle-
ge von Blühstreifen und -flä-
chen, Kurzumtriebsplantagen
mit naturschutzfachlichen Be-
wirtschaftungsauflagen etc.

Entwicklung von Strukturen
oder Einrichtungen, die für
den Arten- und Biotopschutz
bedeutend sind wie z.B. Si-
cherung von Höhlen oder
Kellern als Habitate für Fle-
dermäuse

     

Anlage und Entwicklung von
Biotopbäumen für spezifische
Artenschutzbelange

  X, X*  

6 Sonderstand-
orte

Herstellung und dauerhafte
Erhaltung von stillgelegten
Gleisschotterflächen als Le-
bensraum für trockenheits-
und wärmeliebende Arten

X   X

zu 6   Technische Maßnahmen zur
Wiedervernetzung von Le-
bensräumen wie Grünbrü-
cken, Grünunterführungen,
Tierdurchlässe etc. gege-
benenfalls mit entsprechender
Umfeldgestaltung oder Hin-
terlandanbindung

X   X

7 Sondermaß-
nahmen

Maßnahmen des zertifizierten
ökologischen Landbaus (be-
zogen auf Acker- und Grün-
landlebensräume): Umstel-
lung von konventioneller
Bewirtschaftung auf zertifi-
zierten ökologischen Land-
bau. Der Umfang der aner-
kennungsfähigen Aufwertung
von Natur und Landschaft
wird für den Gesamtbetrieb
im jeweiligen Einzelfall festge-
legt.

X X, X*  

Anmerkung zu verwendetem Saatgut und Pflanzmaterial (krautige Pflanzen und Gehölze):
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Grundsätzlich sollte aus fachlicher Sicht bei Begrünungs- oder Pflanzmaßnahmen - soweit nicht andere
fachliche Notwendigkeiten dagegen stehen - vorrangig autochthones Saatgut aus Naturgemischen (z. B.
aus diasporenreichem Mähgut oder Heu, Druschgut oder Rechengut) oder autochthones Pflanzmaterial
aus derselben Herkunftsregion bzw. demselben Wuchsgebiet eingesetzt werden.

Es ist zu berücksichtigen, dass die Anforderungen an die Herkunft des Saat- und Pflanzguts um so höher
sind, je höher die naturschutzfachliche Bedeutung des von einer Maßnahme betroffenen Landschafts-
ausschnitts ist. Eine differenzierte, auf den jeweiligen Einzelfall abgestimmte Lösung ist deshalb unum-
gänglich.

 
Fußnoten
 

1) Der Zielzustand der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen orientiert sich an der Biotopkartierung für
Bayern, den FFH-Lebensraumtypen Erhaltungszustand B sowie an gesetzlich geschützten Bioto-
pen. Bei Zielarten sind die einschlägigen Roten Listen, die Bedeutungseinstufung nach ABSP, die
Bundesartenschutzverordnung sowie Anhänge II und IV der FFH-Richtlinie maßgebend.

2) Geeignete Standorte sind ausschließlich Flächen, auf denen das Ausgangssubstrat eine entspre-
chende Vegetationsentwicklung zulässt. Das Abschieben des Oberbodens ist als Aushagerungs-
technik für den Standort zu vermeiden.

2) Geeignete Standorte sind ausschließlich Flächen, auf denen das Ausgangssubstrat eine entspre-
chende Vegetationsentwicklung zulässt. Das Abschieben des Oberbodens ist als Aushagerungs-
technik für den Standort zu vermeiden.

Anlage 4.2

(§ 8 Abs. 3 Satz 4, § 9 Abs. 3 Satz 2, § 14 Abs. 1)

Geeignete Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgü-
ter Boden, Wasser, Klima/Luft und das Landschaftsbild

Spalte 1 Spalte 2 Spalte 3 Spalte 4 Spal-
te 5

Schutzgüter Maßnahmenbeschreibung Entsiegelungs-
und Wiederver-
netzungsmaß-
nahme

Pflege und
Bewirtschaf-
tungsmaß-
nahmen (PIK-
Maßnahmen),
die einzeln
oder
in sinnvollen
Kombinatio-
nen
in die land-
oder
forstwirt-
schaftli-
che Produkti-
on
integriert wer-
den können

Öko-
konto-
maß-
nahme

Boden Entsiegelung oder Teilentsiegelung
von Flächen, soweit keine andere
gesetzliche Verpflichtung besteht,

X   X
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mit anschließender Biotopentwick-
lung oder Biotoppflege

  Verminderung der Bewirtschaf-
tungsintensität durch Extensivie-
rung (z. B. durch Neuanlage von
Dauergrünland)

  X X

  Maßnahmen zum Erosionsschutz
durch Anlage naturnaher Strukturen

  X X

  Maßnahmen zur Optimierung des
Nähr- und Schadstoffrückhaltever-
mögens und des Retentionsvermö-
gens für Niederschläge

  X  

  Wiedervernässung von ehemals
nassen und feuchten Standorten

    X

Wasser Renaturierung von Gewässern durch
Rückbau von Wehren, Sohlschwel-
len, Uferverbauungen, Sohlanhe-
bungen, Aufweitung des Gewässer-
querschnitts

X   X

  Wiederherstellung der Rückhalte-
und Speicherfähigkeit der Land-
schaft

    X

  Verminderung des Eintrags von
Schadstoffen und der Eutrophierung
von Oberflächengewässern durch
die Anlage von Gewässerrandstrei-
fen in ausreichender Breite

X   X

  Wiederherstellung eines natürlichen
Abflussgeschehens

X   X

  Verminderung des Oberflächen-
abflusses durch Entsiegelung und
standortheimischer und naturnaher
Bepflanzung /Rückhalt in der Fläche

X   X

  Wiedervernässung von entwässer-
ten ehemaligen Feuchtgebieten und
Mooren

X   X

Klima/Luft Schaffung klimarelevanter Struktu-
ren (Gehölze, Gewässer, Grünland)

X   X



- Seite 29 von 30 -

  Pflanzungen zur örtlichen Klimaver-
besserung zur Schaffung von Frisch-
luftschneisen

X   X

  Entsiegelung von Flächen mit an-
schließender Biotopentwicklung
oder Biotoppflege

X   X

Landschaftsbild Wiederherstellung naturraumtypi-
scher Landschaftsbildelemente

    X

  Anlage landschaftstypischer Kul-
turlandschaftselemente

    X

  Einbindung von Bauwerken in die
Landschaft durch Eingrünung mit
standortheimischen Gehölzen

     

  Wiederherstellung von Blick-/ Wege-
beziehungen

    X

  Rückbaumaßnahmen, soweit kei-
ne andere gesetzliche Verpflichtung
besteht

    X

Anlage 5

(§ 20 Abs. 3 Satz 3)

Bemessung der Ersatzzahlungen für Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds

Spalte 1 Spalte 2

Bemessung der Ersatzzahlungen nach
der Höhe der Baukosten entsprechend der Intensi-
tät der vorhabensbezogenen Wirkungen

Bewertung des Schutzguts
Land-
schaftsbild gemäß Anlage
2.2

hoch mittel gering Nicht er-
heblich

sehr hoch 9% 7% 5% 0

hoch 7% 5% 4% 0

mittel 5% 3% 2% 0

gering 3% 2% 1% 0
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  Erheblichkeitsschwelle ▴  

Sind von einem Vorhaben unterschiedliche Wertstufen des Landschaftsbilds betroffen, ist ein gemittel-
ter Betrag in Euro anzusetzen.
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